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Drucksache V/1831 


Schriftlicher Bericht 

des Verteidigungsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes 

— Drucksache V/1397 — 


A. Bericht des Abgeordneten Neumann (Stelle) 


I. Allgemeines 

Der Deutsche Bundestag hat die vorliegende 
Novelle in seiner 93. Sitzung am 15. Februar 1967 
in erster Lesung behandelt und an den Verteidi- 
gungsausschuß federführend, an den Ausschuß für 
Arbeit mitberatend und an den Haushaltsausschuß 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung überwiesen. 

Der Verteidigungsausschuß hat den Entwurf in 
seiner Sitzung am 11. Mai 1967 beraten, nachdem 
die Beratungsergebnisse des Ausschusses für Arbeit 
Vorlagen und außerdem der Innenausschuß sich da- 
zu gutachtlich geäußert hatte. 


11. Grundsätzliches 

Das Arbeitsplatzschutzgesetz regelt den Einfluß 
des Wehrdienstes auf Arbeits- und Beamtenverhält- 
nisse sowie auf die Dienstverhältnisse der Richter. 
Es hat dabei abzuwägen, welche beruflichen und 
finanziellen Nachteile und Opfer dom Wehrpflich- 
tigen als Folge des Wehrdienstes zugemutet wer- 
den sollen und welche durch entsprechende gesetz- 
liche Vorschriften auszugleichen sind. 

Das Gesetz in seiner bisherigen Fassung bürdet 
dem Wehrpflichtigen eine Reihe von Nachteilen auf, 
die vielfach als unbillig empfunden wurden und 
auch zu zahlreichen Eingaben aller Art geführt 
haben. Der vorliegende Änderungsentwurf hat da- 
her vor allem zum Ziel, solche Härten zu beseitigen. 
Im wesentlichen handelt es sich dabei um folgende 
Verbesserungen: 

— der Arbeitnehmer erhält während der Zeit, um 
die er infolge des Wehrdienstes Bewährungs- 


zeiten für die Einstufung in eine höhere Lohn- 
oder Vergütungsgruppe später abgeleistet hat, 
einen entsprechenden finanziellen Ausgleich vom 
Arbeitgeber; 

— bei einem Beamten, der Wehrdienst leistet, wird 
zwar die Probezeit und im wesentlichen auch die 
Vorbereitungszeit weiterhin entsprechend ver- 
längert. Die Nachteile, die sich daraus für das 
Besoldungsdienstalter, die Anstellung und die 
Beförderung der Beamten ergeben, sollen jedoch 
voll ausgeglichen werden. 

Der Verteidigungsausschuß stand der Frage, ob 
bei der Anwendung des Gesetzes über die Gewäh- 
rung einer Sonderzuwendung vom 15. Juli 1965 der 
Wehrdienst als Dienst- bzw. Arbeitszeit mitberück- 
sichtigt werden solle, grundsätzlich zustimmend 
gegenüber. Er war jedoch der Auffassung, die 
Regelung dieser Frage einem interfraktionellen An- 
trag im Plenum des Bundestages vorzubehalten. 


III. Zu einzelnen Ausschußbeschlüssen 

Artikel 1 (Änderung des Arbeitsplatzschutzge- 
setzes) 

Nr. 6 (§ 9 Abs. 7) 

Der Regierungsentwurf sah hier lediglich vor, die 
Wehrdienstnachteile des Beamten in bezug auf das 
Besoldungsdienstalter und die Anstellung auszu- 
gleichen. Der Verteidigungsausschuß hat in diesen 
Ausgleich einvernehmlich mit dem Innenausschuß 
auch die noch möglichen Nachteile für eine Beförde- 
rung mit einbezogen. 
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Nr. 10 (§ 11 b) 

Diese Bestimmung behandelt die Fälle, bei denen 
sich der Abschluß der Berufsausbildung infolge des 
Wehrdienstes verzögert. Hier hat der Ausschuß auf 
Anregung des Bundesrates beschlossen, einen Aus- 
gleich nur dann vorzusehen, wenn sich der ehe- 
malige Soldat innerhalb von sechs Monaten nach 
Abschluß seiner Ausbildung um Anstellung bewirbt. 
Geschieht dies zu einem späteren Zeitpunkt, so ist 
anzunehmen, daß die Verzögerung nicht mehr im 
Zusammenhang mit dem geleisteten Wehrdienst 
steht. 


Bonn, den 6. Juni 1967 


Neumann (Stelle) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache V/1397 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. die zu diesem Gesetzentwurf eingegangenen 
Petitionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 6. Juni 1967 


Der Verteidigungsausschuß 


Dr. Zimmermann 

Vorsitzender 


Neumann (Stelle) 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes 

— Drucksache V/1397 — 

mit den Beschlüssen des Verteidigungsausschusses 
(5. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes 

Das Gesetz über den Schutz des Arbeitsplatzes 
bei Einberufung zum Wehrdienst (Arbeitsplatz- 
schutzgesetz) vom 30. März 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 293), zuletzt geändert durch das Vierte Gesetz 
zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes vom . . . 
(Bundesgesetzbl. IS,. , .), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Einem Arbeitnehmer im öffentlichen 
Dienst hat der Arbeitgeber Arbeitsentgelt zu 
zahlen 

1. während des Grundwehrdienstes 
oder einer Wehrübung, wenn der 
Arbeitnehmer vor der Einberu- 
fung das fünfundzwanzigste Le- 
bensjahr vollendet hat, 

2. während einer Wehrübung vor 
Vollendung des fünfundzwanzig- 
sten Lebensjahres, wenn der 
Arbeitnehmer vor der Einberu- 
fung insgesamt zwölf Monate 
Wehrdienst oder auf den Wehr- 
dienst angerechneten Dienst ge- 
leistet hat. 

Das gleiche gilt, wenn der Arbeitnehmer 
die Voraussetzungen der Nummern 1 oder 2 
während des Wehrdienstes erfüllt, von die- 
sem Zeitpunkt ab. Das Arbeitsentgelt wird 
wie bei einem Erholungsurlaub gezahlt; Zu- 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes 

Das Gesetz über den Schutz des Arbeitsplatzes 
bei Einberufung zum Wehrdienst (Arbeitsplatz- 
schutzgesetz) vom 30. März 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 293), zuletzt geändert durch das Vierte Gesetz 
zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes vom . . . 
(Bundesgesetzbl. IS... .), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Einem Arbeitnehmer im öffentlichen 
Dienst hat der Arbeitgeber Arbeitsentgelt 

wie bei einem Erholungsurlaub zu zahlen 
1. unverändert 


2. unverändert 


Das gleiche gilt, wenn der Arbeitnehmer 
die Voraussetzungen der Nummern 1 oder 2 
während des Wehrdienstes erfüllt, von die- 
sem Zeitpunkt ab. Zum Arbeitsentgelt ge- 
hören nicht besondere Zuwendungen, die 
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Entwurf 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

mit Rücksicht auf den Erholungsurlaub ge- 
währt werden. 


lagen, Zuschläge sowie über dem Zeitlohn 
liegende Mehrverdienste aus der Ausfüh- 
rung von Arbeiten im Leistungslohn- oder 
ähnlichen Verfahren werden jedoch nur für 
die Dauer eines Monats gezahlt." 

b) In Absatz 3 wird Satz 2 gestrichen. 

2. In § 2 Abs. 3 Satz 2 zweiter Halbsatz werden 
hinter dem Wort „Grundwehrdienstes" die 
Worte „von mehr als sechs Monaten" ein- 
gefügt. 

3. In § 3 wird folgender Absatz angefügt: 

„(5) Die Absätze 3 und 4 finden keine An- 
wendung, wenn der Arbeitgeber nach diesem 
Gesetz das Arbeitsentgelt während des Wehr- 
dienstes weiterzuzahlen hat." 

4. § 6 wird wie folgt geändert; 

a) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Zeit des Grundwehrdienstes oder einer 
Wehrübung gilt als Dienst- und Beschäfti- 
gungszeit im Sinne der Tarifordnungen und 
Tarifverträge des öffentlichen Dienstes." 

b) Folgender Absatz wird angefügt: 

„(4) Auf Bewährungszeiten, die für die 
Einstufung in eine höhere Lohn- oder Vergü- 
tungsgruppe vereinbart sind, wird die Zeit 
des Grundwehrdienstes oder einer Wehr- 
übung nicht angerechnet. Während der Zeit, 
um die sich die Einstufung in eine höhere 
Lohn- oder Vergütungsgruppe hierdurch ver- 
zögert, erhält der Arbeitnehmer von seinem 
Arbeitgeber zum Arbeitsentgelt eine Zulage 
in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen 
seinem Arbeitsentgelt und dem Arbeitsent- 
gelt, das ihm bei der Einstufung in die hö- 
here Lohn- oder Vergütungsgruppe zustehen 
würde." 

5. In § 8 Abs. 2 wird Satz 2 gestrichen. 

6. § 9 erhält folgende Fassung: 

„§ 9 

Vorsdiriften für Beamte und Richter 

(1) Wird ein Beamter zum Grundwehrdienst 
oder zu einer Wehrübung einberufen, so ist er 
für die Dauer des Wehrdienstes ohne Dienstbe- 
züge oder unter den Voraussetzungen des Ab- 
satzes 2 mit Dienstbezügen beurlaubt. 

(2) Dem Beamten hat der Dienstherr Dienst- 
bezüge oder Unterhaltszuschuß zu zahlen 

1. während des Grundwehrdienstes oder 
einer Wehrübung, wenn der Beamte 
vor der Einberufung das fünfund- 
zwanzigste Lebensjahr vollendet hat. 


b) unverändert 

2. unverändert 


3. unverändert 


4. § 6 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) Folgender Absatz wird angefügt; 

„(4) Auf Bewährungszeiten, die für die 
Einstufung in eine höhere Lohn- oder Vergü- 
tungsgruppe vereinbart sind, wird die Zeit 
des Grundwehrdienstes nicht angerechnet. 
Während der Zeit, um die sich die Ein- 
stufung in eine höhere Lohn- oder Ver- 
gütungsgruppe hierdurch verzögert, erhält 
der Arbeitnehmer von seinem Arbeitgeber 
zum Arbeitsentgelt eine Zulage in Höhe des 
Unterschiedsbetrages zwischen seinem Ar- 
beitsentgelt und dem Arbeitsentgelt, das ihm 
bei der Einstufung in die höhere Lohn- oder 
Vergütungsgruppe zustehen würde." 

5. unverändert 

6. § 9 erhält folgende Fassung; 

„§ 9 

Vorschriften für Beamte und Richter 
(1) unverändert 


(2) Dem Beamten hat der Dienstherr Bezüge 
wie bei einem Erholungsurlaub zu zahlen 

1. unverändert 
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2. während einer Wehrübung vor Voll- 
endung des fünfundzwanzigsten Le- 
bensjahres, wenn der Beamte vor der 
Einberufung insgesamt zwölf Monate 
Wehrdienst oder auf den Wehrdienst 
angerechneten Dienst geleistet hat. 

Das gleiche gilt, wenn der Beamte die Voraus- 
setzungen der Nummern 1 oder 2 erst während 
des Wehrdienstes erfüllt, von diesem Zeitpunkt 
ab. Neben den Dienstbezügen oder dem Unter- 
haltszuschuß werden Zulagen wie bei einem 
Erholungsurlaub gezahlt, jedoch nur iür die 
Dauer eines Monats. 

(3) Der Beamte hat den Einberufungsbescheid 
unverzüglich seinem Dienstvorgesetzten vorzu- 
legen. 

(4) Dienstverhältnisse auf Zeit werden durch 
Einberufung zum Grundwehrdienst oder zu 
einer Wehrübung nicht verlängert. 

(5) Der Beamte darf aus Anlaß der Einberu- 
fung zum Grundwehrdienst oder zu einer Wehr- 
übung nicht entlassen werden. 

(6) Dem Beamten dürfen aus der Abwesen- 
heit, die durch den Wehrdienst veranlaßt war, 
keine dienstlichen Nachteile entstehen. 

(7) Vorbereitungsdienst und Probezeiten wer- 
den um die Zeit des Grundwehrdienstes ver- 
längert. Der Vorbereitungsdienst wird um die 
Zeit der Wehrübungen verlängert, die sechs 
Wochen im Kalenderjahr überschreitet. Die 
Verzögerungen, die sich daraus für den Beginn 
des Besoldungsdienstalters ergeben, sind aus- 
zugleichen. Nach Erwerb der Befähigung für die 
Laufbahn darf die Anstellung nicht über den 
Zeitpunkt hinausgeschoben werden, zu dem der 
Beamte ohne Ableisten des Wehrdienstes zur 
Anstellung herangestanden hätte. Das Ablei- 
sten der vorgeschriebenen Probezeit wird da- 
durch nicht berührt. 


(8) § 4 Abs. 1, 2 und 4 bis 6 gilt für Beamte 
entsprechend. 

(9) Die Einstellung als Beamter darf wegen 
der Einberufung zum Grundwehrdienst oder zu 
einer Wehrübung nicht verzögert werden. Wird 
ein Soldat während des Grundwehrdienstes 
oder einer Wehrübung eingestellt, so sind die 
Absätze 1 bis 8 entsprechend anzuwenden. 

(10) Die Absätze 1 bis 6, Absatz 7 Satz 1 bis 
3 und die Absätze 8 und 9 gelten für Richter 
entsprechend. Dienstzeiten, die Voraussetzung 
für eine Beförderung sind, beginnen mit dem 
Zeitpunkt, in dem der Richter ohne Ableisten 
des Wehrdienstes zur Ernennung auf Lebens- 
zeit herangestanden hätte." 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 
2. unverändert 


Das gleiche gilt, wenn der Beamte die Voraus- 
setzungen der Nummern 1 oder 2 erst während 
des Wehrdienstes erfüllt, von diesem Zeitpunkt 

ab. Zu den Bezügen gehören nicht besondere 
Zuwendungen, die mit Rücksicht auf den Er- 
holungsurlaub gewährt werden. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


(6) unverändert 


(7) Vorbereitungsdienst und Probezeiten wor- 
den um die Zeit des Grundwehrdienstes ver- 
längert. Der Vorbereitungsdienst wird um die 
Zeit der Wehrübungen verlängert, die sechs 
Wochen im Kalenderjahr überschreitet. Die 
Verzögerungen, die sich daraus für den Beginn 
des Besoldungsdienstalters ergeben, sind aus- 
zugleichen. Nach Erwerb der Befähigung für die 
Laufbahn darf die Anstellung nicht über den 
Zeitpunkt hinausgeschoben werden, zu dem der 
Beamte ohne Ableisten des Wehrdienstes zur 
Anstellung herangestanden hätte. Das Ablei- 
sten der vorgeschriebenen Probezeit wird da- 
durch nicht berührt. Die Sätze 4 und 5 gelten 
für Beförderungen sinngemäß, sofern die dienst- 
lichen Leistungen des Beamten eine Beförde- 
rung während der Probezeit rechtfertigen. 

(8) unverändert 

(9) unverändert 


(10) unverändert 
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7. § 10 erhält folgende Fassung; 

„§ 10 

Freiwillige Wehrübungen 

Für Wehrübungen auf Grund freiwilliger 
Verpflichtung (§ 4 Abs. 3 des Wehrpflichtgeset- 
zes), die in einem Kalenderjahr zusammen nicht 
länger als sechs Wochen dauern, gelten die §§ 1 
bis 3, § 4 Abs. 5 sowie die §§ 5 bis 9 entspre- 
chend." 

8. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „§ 6 
Abs. 2 und 3" durch die Worte „§ 6 Abs. 2 
bis 4" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden hinter den Worten „§ 9 
Abs. 6" die Worte „und Abs. 10" eingefügt. 

c) Folgende Absätze werden angefügt: 

„(3) Bewirbt sich ein Soldat oder entlasse- 
ner Soldat bis zum Ablauf von sechs Mona- 
ten nach Beendigung des Grundwehrdienstes 
oder einer Wehrübung um Einstellung als 
Beamter und wird er in den Vorbereitungs- 
dienst eingestellt, so gelten Absatz 2 und 
§ 9 Abs. 7 Satz 4 und 5 entsprechend. 

(4) Absatz 3 gilt entsprechend für einen 
Arbeitnehmer, dessen Ausbildung für ein 
späteres Beamtenverhältnis durch eine fest- 
gesetzte mehrjährige Tätigkeit im Arbeits- 
verhältnis anstelle des sonst vorgeschriebe- 
nen Vorbereitungsdienstes durchgeführt 
wird." 

9. In § 11 a wird folgender Absatz angefügt: 

„(3) Wird ein Beamter oder Richter zu einer 
Wehrübung von nicht länger als drei Tagen 
einberufen, so ist er während des Wehrdien- 
stes mit Dienstbezügen oder Unterhaltszuschuß 
beurlaubt. Neben den Dienstbezügen oder dem 
Unterhaltszuschuß werden Zulagen weiter- 
gezahlt. Im übrigen gelten die Vorschriften 
über Wehrübungen mit Ausnahme von § 4 
Abs. 5 Satz 2 und § 9 Abs. 1, 2 und 7 entspre- 
chend. " 

10. Nach § 11a wird folgender § 11b eingefügt: 

„§ 11b 

Anrechnung des Wehrdienstes 
im späteren Berufsleben 

(1) Die Zeit des Grundwehrdienstes und der 
Wehrübungen wird auf die bei der Zulassung 
zu weiterführenden Prüfungen im Beruf nach- 
zuweisende Zeit einer mehrjährigen Tätigkeit 
nach der Lehrabschlußprüfung angerechnet, so- 
weit eine Zeit von drei Jahren nicht unter- 
schritten wird. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 
7. unverändert 


8. unverändert 


9. unverändert 


10. Nach § 11a wird folgender § 11b eingefügt: 

„§ 11b 

Anrechnung des Wehrdienstes 
im späteren Berufsleben 

(1) unverändert 


6 




Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/1831 


Entwurf 

(2) Beginnt ein entlassener Soldat im An- 
schluß an den Grundwehrdienst oder eine 
Wehrübung eine für den künftigen Beruf als 
Beamter oder Richter vorgeschriebene Ausbil- 
dung {Hochschul-, Fachschul- oder praktische 
Ausbildung) oder wird diese durch den Grund- 
wehrdienst oder durch Wehrübungen unter- 
brochen, so gelten für Beamte § 9 Abs. 7 Satz 4 
und 5 und § 11 Abs. 2, für Richter § 9 Abs. 10 
Satz 2 und § 11 Abs. 2 entsprechend. 


(3) Für einen Arbeitnehmer, dessen Aus- 
bildung für ein späteres Beamtenverhältnis 
durch eine festgesetzte mehrjährige Tätigkeit 
im Arbeitsverhältnis anstelle des sonst vor- 
geschriebenen Vorbereitungsdienstes durch- 
geführt wird und dessen Anstellung durch 
Heranziehung zum Grundwehrdienst oder zu 
Wehrübungen verzögert wird, gelten § 9 Abs. 7 
Satz 4 und 5 und § 11 Abs. 2 entsprechend." 

11. § 12 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wird ein Arbeitnehmer auf Grund der 
Wehrpflicht von der Erfassungsbehörde oder 
einer Wehrersatzbehörde aufgefordert, sich 
persönlich zu melden oder vorzustellen, so hat 
der Arbeitgeber für die ausfallende Arbeitszeit 
das Arbeitsentgelt weiterzuzahlen." 

12. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Worte „und der 
verlängerte" gestrichen. Nach dem Wort 
„verkürzte" wird das Komma gestrichen 
und dafür das Wort „und" eingefügt. 

b) Folgender Absatz wird angefügt: 

„(3) öffentlicher Dienst im Sinne dieses 
Gesetzes ist die Tätigkeit im Dienste des 
Bundes, eines Landes, einer Gemeinde 
(eines Gemeindeverbandes) oder anderer 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts oder der Verbände 
von solchen; ausgenommen ist die Tätig- 
keit bei öffentlich-rechtlichen Rcligions- 
gesellschaften oder ihren Verbänden." 

13. In § 16 werden folgende Absätze angefügt: 

„(4) Für den verlängerten Grundwehrdienst, 
der nach § 2 des inzwischen außer Kraft 
getretenen Gesetzes über die Dauer des Grund- 
wehrdienstes und die Gesamtdauer der Wehr- 
übungen vom 24. Dezember 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1017) und nach § 5 Abs. 2 des 
Wehrpflichtgesetzes in der Fassung vom 
14. Januar 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 29) ge- 
leistet wurde, gelten die Vorschriften dieses 
Gesetzes über den Grundwehrdienst. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

(2) Beginnt ein entlassener Soldat im An- 
schluß an den Grundwehrdienst oder eine 
Wehrübung eine für den künftigen Beruf als 
Beamter oder Richter vorgeschriebene Ausbil- 
dung (Hochschul-, Fachschul- oder praktische 
Ausbildung) oder wird diese durch den Grund- 
wehrdienst oder durch Wehrübungen unter- 
brochen, so gelten für Beamte § 9 Abs. 7 Satz 4 
und 5 und § 11 Abs. 2, für Richter § 9 Abs. 10 
Satz 2 und § 11 Abs. 2 entsprechend, wenn er 
sich bis zum Ablauf von sechs Monaten nach 
Abschluß der Ausbildung um Einstellung als 
Beamter oder Richter bewirbt und auf Grund 
dieser Bewerbung eingestellt wird. 

(3) unverändert 


11. unverändert 


12. unverändert 


13. unverändert 
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Entwurf Beschlüssedes 5. Ausschusses 

(5) Für Wehrübungen von drei Monaten, 
die freiwillig im Anschluß an den vollen oder 
verkürzten Grundwehrdienst nach § 3 Abs. 2 
des inzwischen außer Kraft getretenen Geset- 
zes über die Dauer des Grundwehrdienstes und 
die Gesamtdauer der Wehrübungen vom 
24. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 1017) 
geleistet wurden, gelten die §§ 1 bis 3, § 4 
Abs. 5 sowie die §§ 5 bis 9 und § 11b ent- 
sprechend." 


Artikel 2 Artikel 2 

Neufassung des Arbeitsplatzschutzgesetzes unverändert 

Der Bundesminister der Verteidigung wird 
ermächtigt, den Wortlaut des Gesetzes über den 
Schutz des Arbeitsplatzes bei Einberufung zum 
Wehrdienst {Arbeitsplatzschutzgesetz) vom 30. März 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 293), zuletzt geändert 
durch das Vierte Gesetz zur Änderung des Wehr- 
pflichtgesetzes vom (Bundes- 

gesetzbl. I S. . . .), in der sich aus Artikel 1 ergeben- 
den Fassung unter neuem Datum und in neuer 
Paragraphenfolge bekanntzugeben und dabei Un- 
stimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen sowie 
durch Zeitablauf überholte Vorschriften zu strei- 
chen. 


Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Artikel 3 
unverändert 
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